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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

WTO Welthandelsorganisation
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
BLW Bundesamt für Landwirtschaft
SNB Schweizerische Nationalbank
IWF Internationaler Währungsfonds
EU Europäische Union
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
CIA Central Intelligence Agency (Auslandsgeheimdienst der USA)
GGA Geschützte geografische Angabe
AOP Appellation d'Origine Protégée (Geschützte Ursprungsbezeichnung)
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
G20 Gruppe der zwanzig wichtigsten Industrie- und Schwellenländer
MERCOSUR Gemeinsamer Markt des Südens
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

WBG Weltbankgruppe
MoU Memorandum of Understanding (Absichtserklärung)

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

OMC Organisation mondiale du commerce
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
OFAG Office fédéral de l'agriculture
BNS Banque nationale suisse
FMI Fonds monétaire International
UE Union européenne
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
CIA Central Intelligence Agency (Agence centrale de renseignement des

Etats-Unis d'Amérique)
IGP Indication géographique protégée
AOP Appellation d'Origine Protégée
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
G20 Groupe des vingt
MERCOSUR Marché commun du Sud
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

GBM Groupe de la Banque mondiale
MoU Memorandum of Understanding (Protocole d’entente)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Anfang November 2020 verabschiedete die GPDel ihren Inspektionsbericht zum Fall
Crypto AG und bat den Bundesrat um Stellungnahme zu den darin formulierten
Ausführungen und Empfehlungen innert sechs Monaten. Der Bericht zeigte auf, dass
der Strategische Nachrichtendienst, eine Vorgängerorganisation des NDB, ab 1993
gewusst hatte, dass ausländische Nachrichtendienste hinter der Crypto AG standen und
dass die Firma sogenannte «schwache» Chiffriergeräte, deren Verschlüsselung mit
realistischem Aufwand zu brechen war, exportierte. Im darauffolgenden Zeitraum sei
von nachrichtendienstlicher Zusammenarbeit auszugehen, sodass der NDB als
Nutzniesser der CIA-Operation «Rubikon» durch die Crypto AG anzusehen sei. Damit
liege aber kein verbotener Nachrichtendienst vor, denn es sei grundsätzlich zulässig,
dass der NDB und ausländische Dienste gemeinsam ein Unternehmen in der Schweiz
nutzten, um Informationen über das Ausland zu beschaffen. Es sei auch nicht davon
auszugehen, dass die Crypto AG den Schweizer Behörden jemals «schwache»
Verschlüsselungsgeräte geliefert habe. Dies zeige aber, wie wichtig es sei, dass die
Schweizer Behörden die Sicherheit dieser Geräte überprüfen oder gar deren
Konzeption mitbestimmen könnten, betonte die GPDel. So gesehen sei es nicht
verantwortbar, dass der Bund Verschlüsselungslösungen von ausländischen Lieferanten
beziehe; der Bundesrat habe der Wichtigkeit einheimischer Lieferanten für die
Verschlüsselungstechnik nicht die nötige Beachtung geschenkt.
Insbesondere erachtete es die GPDel angesichts der politischen Tragweite als falsch,
dass die VBS-Führung erst Ende 2019 über die Rolle der Crypto AG in Kenntnis gesetzt
worden war. Sie sah darin nicht zuletzt einen Mangel an Führung und Aufsicht durch
den Bundesrat, womit dieser eine Mitverantwortung für den jahrelangen Export von
manipulierten Chiffriergeräten durch die Crypto AG trage. Weil keiner der Vorgänger
Viola Amherds durch die NDB-Führungsriege, die offenbar selbst entschied, wer was zu
wissen brauchte, über die Vorgänge informiert worden war, war von einem «Staat im
Staat» und einem «Eigenleben» des NDB in der Presse zu lesen. Ebenso thematisiert
wurde der problematische Umgang des NDB mit historischen Dokumenten: Wie die
GPDel berichtete, wurden nur durch einen «Glücksfall» die entscheidenden Akten zur
Aufklärung der Crypto-Affäre in einem alten Kommandobunker aufbewahrt – und dort
auch gefunden.
Mit der Sistierung der Generalausfuhrbewilligungen für Chiffriergeräte der Crypto
International AG, einer Nachfolgefirma der Crypto AG, im Dezember 2019, habe das
WBF schliesslich widerrechtlich gehandelt, da die gesetzlichen Voraussetzungen für
einen Widerruf nicht erfüllt gewesen seien; es habe damit lediglich versucht,
ungünstige Medienberichterstattung zu vermeiden. Diese Rüge der GPDel ging in erster
Linie an den amtierenden WBF-Vorsteher Guy Parmelin, der sich damit «prophylaktisch
dem medialen Druck gebeugt» (NZZ) und dadurch im Bestreben, den Ruf der Schweiz
als Technologiestandort und neutraler Staat zu wahren, falsche Entscheidungen
getroffen habe, so das Urteil der Medien. Die darauffolgende Blockade der
Einzelausfuhrgesuche durch den Bundesrat verstiess nach Einschätzung der GPDel
gegen Treu und Glauben, da keine rechtlichen Gründe gegen deren Bewilligung
gesprochen hätten. Dazu veranlasst hatte den Bundesrat eine Strafanzeige gegen die
Crypto International AG, die das Seco eingereicht hatte, weil es einen Verstoss gegen
Deklarationspflichten des Güterkontrollrechts vermutete. Aus Sicht der GPDel
entbehrte diese jedoch einer sorgfältig erstellten Faktenlage und Argumentation und
war «kein geeignetes Mittel, um auf den Fall Crypto AG zu reagieren». Damit sei die
Strafanzeige lediglich ein Versuch gewesen, «sich der politischen Verantwortung zu
entledigen» und die Bewältigung des Falles der Justiz zu überlassen.
Am Ende des Berichts formulierte die GPDel zwölf konkrete Empfehlungen an die
Bundesbehörden, was zur Bewältigung der Crypto-Affäre und zur Vermeidung ähnlicher
Fehler in Zukunft getan werden soll. Diese enthielten sowohl konkrete Schritte wie die
Bewilligung aller Ausfuhrgesuche der Crypto International AG und der Einstellung des
Strafverfahrens gegen dieselbe als auch Massnahmen zur Verbesserung der
Kommunikation innerhalb und zwischen den involvierten Bundesbehörden. 1

BERICHT
DATUM: 02.11.2020
KARIN FRICK
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Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gespräche mit dem Bundespräsidenten und einer Delegation des
Bundesrats über wichtige anstehende Geschäfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespräche, um
über zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien über mögliche
Lösungsansätze zu verhandeln. 

Mitte Februar, kurz vor der Frühjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundespräsident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien über die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister Ignazio Cassis informierte über den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und über das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter über die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte über die Konjunkturlage und über die
geplanten Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhängige
Behörde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschätzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollständig umsetze.

Um über die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesrätin an den von-Wattenwyl-
Gesprächen teil. Sie führte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems für eine bodengestützte Luftverteidigung als
referendumsfähiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespräsidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprächen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte über die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch über das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem über den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wünschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik. 

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte über die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem über die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019–2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung. 

Mitte November – also nach den eidgenössischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur – diskutierten die Beteiligten Politikspitzen über die prognostizierte
konjunkturelle Abschwächung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich früh mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mögliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstützung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. 2

ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im Oktober 2022 reisten die Bundesräte Ueli Maurer und Guy Parmelin gemeinsam mit
Nationalbankpräsident Thomas Jordan nach Washington. Grund für die gemeinsame
Reise war nebst der Jahrestagung des IWF und der Weltbank ein im Vorfeld
stattfindendes Treffen der Finanzministerinnen und Finanzminister sowie der
Notenbankgouverneure- und gouverneurinnen der G20-Staaten. Inhaltich beschäftigte
man sich während dieser Treffen mit globalen wirtschaftlichen Herausforderungen und
dem daraus resultierenden Handlungsbedarf. Im Zentrum standen die Folgen des
Ukraine-Kriegs und die Inflationsdynamik, die den Aufschwung der Weltwirtschaft
bremsten, die Armutsbekämpfung erschwerten und die Verschuldungssituation vieler
Länder verschärften. Die Schweiz versprach dem IWF einen Beitrag für einen
Resilienzfonds zur Bekämpfung des Klimawandels mittels wirtschaftspolitischer
Massnahmen. Des Weiteren setzten sich die Schweizer Vertreter im Rahmen des
Weltbank-Austauschs dafür ein, mehr Geld für die Bewältigung des Klimawandels zu
mobilisieren. Am G20-Treffen setzte sich die Schweizer Delegation dafür ein, dass die
Rechtssicherheit der betroffenen Unternehmen bei der Umsetzung der Besteuerung
der digitalisierten Wirtschaft gewährleistet wird. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.10.2022
AMANDO AMMANN

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Juni 2021 nutzte der Bundesrat ein Treffen zwischen US-Präsident Biden und dem
russischen Präsidenten Putin in Genf für bilaterale Treffen mit den beiden
Staatsoberhäuptern. Im Vorfeld stellte sich die Sonntagszeitung die Frage, ob die
Englischkenntnisse von Bundespräsident Parmelin der Tragweite der Treffen gerecht
würden, und der Sonntags-Blick sah in den Treffen eine willkommene Ablenkung für
Ignazio Cassis von den Wirren des EU-Dossiers. Den Anfang machte am 15. Juni das
Treffen der Schweizer Delegation unter Führung der Bundesräte Parmelin und Cassis
mit Joe Biden und US-Aussenminister Antony Blinken. Laut NZZ handelte es sich dabei
vor allem um ein «Höflichkeitstreffen», da es nur circa eine halbe Stunde dauerte. Im
Zentrum der Gespräche stand das Thema «Bildung», speziell die Berufsbildung, wo man
mithilfe eines erneuerten MoU einen engeren Austausch anstrebte. Ebenfalls
angesprochen wurde das Schutzmachtmandat der Schweiz zugunsten der USA im Iran.
Des Weiteren diskutierte man den Stand der exploratorischen Gespräche für ein
mögliches Handelsabkommen. Im Anschluss an das Treffen sprach Bundespräsident
Parmelin vor allem den amerikanisch-russischen Gipfel an und zeigte sich
hoffnungsfroh, dass sich die Gespräche positiv auf die Weltpolitik auswirken könnten.
Ignazio Cassis zeigte sich vor allem darüber erfreut, dass Genf wiederum seine
Bedeutung als internationaler Standort für interdisziplinäre Kooperation beweisen
konnte. Auf Nachfrage der anwesenden Journalistinnen und Journalisten gaben die
Bundesräte bekannt, dass man sich auch über den bevorstehenden Kauf von Kampfjets
durch die Schweiz unterhalten habe. 

Tags darauf traf sich die Schweizer Delegation mit dem russischen Präsidenten
Wladimir Putin, wobei ebenfalls die Schutzmachtmandate der Schweiz für Russland und
Georgien angesprochen wurden. Bundespräsident Parmelin äusserte sich kritisch zur
sich verschlechternden Sicherheitslage in Europa, die auch von einer Erosion des
zwischenstaatlichen Vertrauens geprägt sei. Schliesslich wurde auch die Stärkung der
OSZE, in der Russland als wichtiger Akteur gilt, vom Bundesrat angesprochen. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.06.2021
AMANDO AMMANN

Mitte April 2022 kündigte der Bundesrat eine Reise von Bundesrat Guy Parmelin in die
USA, sowie dessen Teilnahme an der Frühjahrstagung des IWF und der WBG in
Washington an. Dort sollte er begleitet werden von Bundesrat Ueli Maurer und
Nationalbankpräsident Thomas Jordan. Guy Parmelin reiste am 19. April nach San
Francisco, um mit Schweizer Unternehmen und kalifornischen Behörden die Umsetzung
des MoU über die Kooperation im Bereich Berufsbildung zu sprechen. Darüber hinaus
führte er im Rahmen des von Swissnex organisierten Besuchs Gespräche mit
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft, sowie von Hochschulen und
Technologiefirmen. Swissnex – das globale Schweizer Netzwerk für Bildung, Forschung
und Innovation – verbinde die Schweiz in diesen Bereichen mit den USA und
unterstütze Partner bei der internationalen Vernetzung, teilte der Bundesrat in seiner
Medienmitteilung mit. 

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.04.2022
AMANDO AMMANN
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Bundesrat Maurer und SNB-Präsident Jordan nahmen derweil an einem Treffen der
Finanzminister und Notenbankgouverneure der G20 teil, sowie am Ministertreffen der
Financial Action Taks Force on Money Laundering, die sich der Bekämpfung von
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung widmet. Danach nahmen alle drei
Schweizer Repräsentanten gemeinsam an der Tagung des IWF und der WBG teil, die den
Krieg in der Ukraine und dessen Auswirkungen auf die Weltwirtschaft, die
wirtschaftspolitischen Antworten auf den Klimawandel und die Förderung der
Klimatransition in ärmeren und vulnerablen Ländern thematisierte. Der
Entwicklungsausschuss der Weltbank beriet zudem die Verschuldung von Staaten und
das Potenzial der Digitalisierung für die Entwicklung in fragilen und von Konflikten
betroffenen Ländern. Die Schweiz unterstützte dieses Engagement der WBG und
forderte weitere Massnahmen zur Schuldentransparenz.
Für Aufregung sorgte eine Protestaktion gegen die russische Regierung: Nachdem der
russische Finanzminister virtuell das Wort ergriffen hatte, verliess die Hälfte der
Teilnehmenden an der Sitzung des IWF den Saal. Bundesrat Maurer beteiligte sich nicht
an dieser Aktion, da er nach eigener Aussage einen Staat repräsentiere, der neutral sei
und er nicht seine persönliche Betroffenheit markieren müsse. 5

Wirtschaft

Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Le député du canton de Vaud, Jacques Nicolet (udc), s'inquiète des répercussions de la
signature d'un accord de libre-échange avec les Etats-Unis pour l'agriculture. Il a donc
demandé, par le biais d'une motion, de soustraire cette branche d'un futur accord de
libre-échange avec les Etats-Unis et particulièrement les produits les plus sensibles.
Jacques Nicolet estime qu'il faut protéger l'agriculture suisse des produits américains
ne respectant pas les normes poussées que la Suisse impose à ses agricultrices et
agriculteurs. 
S'opposant à cette motion, le ministre de l'économie et de l'agriculture, Guy Parmelin,
a déclaré qu'il n'était pas imaginable d'exclure cette branche-là d'un accord de libre-
échange avec les USA, ces derniers voyant un trop grand intérêt à l'exportation de leurs
produits agricoles. De plus, il s'agirait de trouver une solution compatible avec les
exigences de l'OMC, cela même si seuls les produits sensibles étaient concernés. Guy
Parmelin a tenu à préciser que les discussions exploratoires avec les Etats-Unis
n'étaient qu'à un stade «liminaire» et n'avait pas repris depuis le début de la pandémie
de Covid-19. Le changement de présidence implique, de plus, la tenue de nouvelles
négociations. 
La motion a été rejetée par 91 voix contre 80 et 21 abstentions. A côté d'une majorité
des membres de l'UDC, le groupe des verts a soutenu cette motion à l'unanimité. Une
majorité des socialistes, des verts'libéraux, des libéraux-radicaux et du centre s'y sont
opposé.e.s. 6

MOTION
DATUM: 01.06.2021
KAREL ZIEHLI

La justice américaine a récemment autorisé la poursuite de la production d'un fromage
labellisé «Gruyère» aux Etats-Unis, alors que cette appellation est protégée par une
AOP en Suisse. Discutée dans les médias suisses, cette décision a fait bondir Jacques
Nicolet (udc, VD) qui, à la tribune du Conseil national, a appelé à un changement de
pratique en exigeant une obligation de reconnaissance des AOP et des IGP dans les
accords commerciaux signés par la Suisse. Le conseiller fédéral Guy Parmelin s'est
montré compréhensif, tout en faisant remarquer que la Suisse ne bénéficie pas d'un
accord commercial préférentiel avec les Etats-Unis et que ce système d'appellation
protégée n'est pas pratiqué dans ce pays. Les USA ne disposent que d'un système de
reconnaissance des marques déposées. De ce fait, il revient aux tribunaux des Etats-
Unis de statuer sur cette situation, selon le principe de territorialité. La motion a
toutefois été soutenue par 115 parlementaires contre 57 (8 abstentions). L'agrarien
n'aura réussi à convaincre que 23 de ses 65 collègues de parti, tandis qu'une grande
majorité de parlementaires de la gauche et du Centre l'ont suivi. L'objet passe ainsi aux
mains du Conseil des Etats.
Dans les médias, on apprenait récemment que la Confédération a soutenu
financièrement l'action en justice menée par l'Interprofession du Gruyère. L'OFAG
bénéficie d'un budget annuel de CHF 250'000 pour ce genre d'actions. Tandis que

MOTION
DATUM: 20.09.2023
KAREL ZIEHLI
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l'Interprofession veut faire recours de cette décision de justice, le fromage américain –
qui n'a pour base commune avec le Gruyère suisse que le lait – peut continuer d'être
commercialisé aux Etats-Unis. Il faut dire que ce pays n'est pas signataire de l'Acte de
Genève de l'Arrangement de Lisbonne sur les AOP et les IGP — que la Suisse a rejoint en
2021 — permettant une plus grande protection pour les produits bénéficiant d'une
appellation protégée, comme on l'apprenait dans le Tages-Anzeiger. Selon certain.e.s
productrices et producteurs de Gruyère, la Suisse aurait pu profiter d'une affaire toute
autre pour faire protéger ce fromage emblématique : l'achat des jets F-35 et les
usuelles mesures compensatoires qui auraient pu contenir une clause sur la protection
du Gruyère. Marie Garnier, présidente de Prolait, fait quant à elle le parallèle avec le
Champagne français, depuis bien des années protégé à l'international grâce à un travail
diplomatique plus appuyé et convaincant mené par la France. Mais de l'aveu même de
l'Interprofession du Gruyère, impossible de savoir ce qu'une protection du fromage sur
territoire états-uniens aurait comme conséquence sur les ventes, au moment où elles
atteignent des chiffres inégalés jusqu'alors. Sur les 34'000 tonnes de Gruyère produites
annuellement, 13'000 sont exportées, dont 4'000 aux USA. 7
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